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Presse-Erklärung 
 

„Zu frühe Einschulung von Kindern bringt kaum Vorteile – Eltern stärker 
in die Entscheidung einbeziehen! Anfrage an den Landtag zur Situation 
im Oberland“ 
 
Florian Streibl bat kürzlich die Bayerische Staatsregierung, im Landtag über die Einschulung 
der Kinder und die Anzahl der Rückstellungen zu informieren. Hintergrund ist das immer 
niedrigere Einschulungsalter und zunehmende Probleme, die damit in Verbindung gebracht 
werden.  
Das Kultusministerium hat im Landtag folgende Informationen präsentiert: 
ĂZugrunde gelegt werden die Schuljahre 2006/07, 2007/08 und 2008/09. Die Zahl 
zurückgestellter Kinder stieg bayernweit zwischen den Schuljahren 2006/07 und 2007/08 von 
8.075 auf 10.274; sie sank zum Schuljahr 2008/09 (Beginn des Rücktrittsrechts) auf 10.174. Im 
letztgenannten Schuljahr müssen 6.237 Kinder addiert werden, die aufgrund der Wahrnehmung 
des Rücktrittsrechts durch die Eltern nicht eingeschult wurden. 
Die Zahl zurückgestellter Kinder betrug über die Jahre in den nachgefragten Landkreisen: 

2006/07  2007/08  2008/09 
Garmisch-Partenkirchen  27   57   37 
Weilheim-Schongau  107   174   185 
Bad Tölz ïWolfratshausen 82   125   121 
Miesbach    60   54   84 
Der Prozentsatz wegen Reifeverzögerung nicht eingeschulter Kinder an allen zur Einschulung 
anstehenden Kindern betrug bayernweit über die Jahre 6,2 % (2006/07), 8,0 % (2007/08) und 
7,9 % (2008/09). 
Dieser Anstieg ist erwartungsgemäß. Es liegt in der Natur der Sache, dass bei einer Verjüngung 
der Erstklässler der Anteil noch nicht schulfähiger Kinder wächst. Oberstes Ziel ist stets eine 
entwicklungsgerechte Einschulung. Während diese für das Gros der Kinder (über 90 %) 
gegeben war, wurde sie für einen geringen Prozentsatz an Kindern dadurch erreicht, dass sie 
zurückgestellt wurden. 
Eine aktuelle Abfrage zur Nutzung des Rücktrittsrechts der Eltern von im Oktober und 
November geborenen Kindern belegt jedoch, dass 70% (Okt.) bzw. 80% (Nov.) der Eltern von 
diesem Rücktrittsrecht Gebrauch machen. Die Vorverlegung des Einschulungsalters findet bei 
den Eltern nur geringe Akzeptanz. Aus diesem Grunde werden zurzeit Überlegungen angestellt, 
den Stichtag der Einschulung künftig noch kindgerechter festzulegen. 
Selbstverständlich bleibt die Möglichkeit erhalten, entwicklungsbeschleunigte Kinder auch 
j¿nger einzuschulen.ñ 
Florian Streibl f¿hrt dazu aus: ĂEs ist zu begrüßen, dass das Kultusministerium vor dem 
Hintergrund der geringen Akzeptanz der Vorverlegung des Einschulungsalters Bemühungen 
anstellt, kindgerechtere Lösungen zu erarbeiten. Nicht die Kindheit rauben, sondern den 
Kindern bestmögliche Entwicklungschancen geben muss im Mittelpunkt der Bildungspolitik 
stehen.ñ 


